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Beschlussempfehlung und Bericht
des Finanzausschusses

Staatshaushaltsplan 2004
Einzelplan 08: Ministerium für Ernährung und Ländlichen Raum

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen:

I.

1. Kap. 0801 – Ministerium
zuzustimmen.

2. Kap. 0802 – Allgemeine Bewilligungen
Tsd. EUR

Neu aufzunehmen:

„Tit. 549 01 N Globale Minderausgabe für – 6.370,0
sächliche Verwaltungsausgaben

Erläuterung: 
Einsparung von sächlichen Verwaltungsausgaben zur Deckung
von Steuermindereinnahmen. Im Falle eines unabweisbaren
Bedürfnisses (§ 37 Abs. 1 LHO) kann die globale Minderaus-
gabe innerhalb des Einzelplans bei den anderen Sachausgaben
(Hauptgruppe 6 bis 8) erwirtschaftet werden. Vgl. auch globale
Minderausgaben bei Tit. 462 01 und 972 10 sowie Kap. 1212
Tit. 972 01.“

im Übrigen Kap. 0802 zuzustimmen.
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3. Kap. 0803 – Ländlicher Raum, Ernährung und Landwirtschaft
Tsd. EUR

Tit. 686 86 statt 553,0
zu setzen 1.303,0

und in der Erläuterung folgende neue Nr. 5 aufzunehmen:
„5. zu Hagelversicherungsprämien … 750,0“;
die bisherige Nr. 5 wird Nr. 6;

im Übrigen Kap. 0803 zuzustimmen.

4. Kap. 0804 – Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der Agrarstruktur
zuzustimmen.

5. Kap. 0805 – Flurneuordnung und Landentwicklung
zuzustimmen.

6. Kap. 0807 – Staatliche Akademie für Landbau und Hauswirtschaft Kup-
ferzell

zuzustimmen.

7. Kap. 0809 – Landwirtschaftliche Bezirksverwaltung
zuzustimmen.

8. Kap. 0810 – Landesanstalt für Entwicklung der Landwirtschaft und der
ländlichen Räume mit Landesstelle für landwirtschaftliche
Marktkunde

zuzustimmen.

9. Kap. 0811 – Landesanstalt für Pflanzenschutz
zuzustimmen.

10. Kap. 0812 – Staatliche Landwirtschaftliche Untersuchungs- und For-
schungsanstalt Augustenberg

zuzustimmen.

11. Kap. 0813 – Staatliches Weinbauinstitut, Versuchs- und Forschungsan-
stalt für Weinbau und Weinbehandlung Freiburg

zuzustimmen.

12. Kap. 0814 – Staatliche Lehr- und Versuchsanstalt für Wein- und Obst-
bau Weinsberg

zuzustimmen.

13. Kap. 0816 – Staatliche Lehr- und Versuchsanstalt für Gartenbau Heidel-
berg

zuzustimmen.
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14. Kap. 0818 – Haupt- und Landgestüt Marbach
zuzustimmen.

15. Kap. 0819 – Staatliche Lehr- und Versuchsanstalt für Viehhaltung und
Gründlandwirtschaft Aulendorf

zuzustimmen.

16. Kap. 0820 – Landesanstalt für Schweinezucht Forchheim
zuzustimmen.

17. Kap. 0821 – Landesanstalt für Pflanzenbau Forchheim
zuzustimmen.

18. Kap. 0822 – Staatliche Milchwirtschaftliche Lehr- und Forschungsanstalt
Wangen im Allgäu

zuzustimmen.

19. Kap. 0826 – Veterinärwesen
zuzustimmen.

20. Kap. 0827 – Chemische und Veterinäruntersuchungsämter
zuzustimmen.

21. Kap. 0829 – Naturschutz und Landschaftspflege
zuzustimmen.

22. Kap. 0831 – Allgemeine Bewilligungen der Landesforstverwaltung
zuzustimmen.

23. Kap. 0832 – Forstdirektionen
zuzustimmen.

24. Kap. 0833 – Forstämter
zuzustimmen.

25. Kap. 0834 – Forstliche Bildungszentren
zuzustimmen.

26. Kap. 0835 – Forstliche Versuchs- und Forschungsanstalt
zuzustimmen.
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II.

Kenntnis zu nehmen:

Von der Mitteilung der Landesregierung vom 25. November 2003
– Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten-

schutzes (GAK)“;
hier: Anmeldung des Landes zum Rahmenplan 2004 bis 2007

– Drucksache 13/2660.

21. 01. 2004

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:
Kleinmann Moser



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 13 / 2808

B e r i c h t

Der Finanzausschuss hat den Einzelplan 08 – Ministerium für Ernährung und 
Ländlichen Raum – des Staatshaushaltsplans für das Jahr 2004 in seiner
34. Sitzung am 21. Januar 2004 beraten.

In die Erörterung am 21. Januar 2004 mit einbezogen wurde die Mitteilung
der Landesregierung vom 25. November 2003

Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten-
schutzes (GAK)“;
hier: Anmeldung des Landes zum Rahmenplan 2004 bis 2007

mit der Empfehlung und dem Bericht des Ausschusses Ländlicher Raum und
Landwirtschaft vom 12. Dezember 2003 (siehe Anlage 1).

Zudem lag ein Schreiben der Landesarbeitsgemeinschaft Urlaub auf dem
Bauernhof in Baden-Württemberg e. V. vor, das an die Ausschussmitglieder
zur Kenntnisnahme verteilt wurde (Anlage 2).

Der Berichterstatter berichtet, der Entwurf des Einzelplans 08 sehe für 2004
Gesamtausgaben in Höhe von 1 070 700 700 € vor. Dem stünden Einnahmen
in Höhe von 406 178 200 € gegenüber, sodass sich insgesamt ein Zuschuss-
bedarf von 664 522 500 € ergebe.

Der Anteil des Einzelplans 08 an den Ausgaben, die der Haushaltsplan insge-
samt vorsehe, betrage brutto rund 3,5 %. Netto belaufe sich dieser Anteil le-
diglich noch etwa auf die Hälfte, wenn die Mittel, die zum Beispiel für den
Finanzausgleich aufgebracht werden müssten, abgezogen würden. Deren
Summe sei von vornherein aber selten bekannt.

Die Erhöhung der Gesamtausgaben im Haushalt gegenüber 2003 gehe darauf
zurück, dass die Versorgungsbezüge und die Beihilfe der Beamten sowie ih-
rer Hinterbliebenen vom Einzelplan 12 – Allgemeine Finanzverwaltung – in
die Ressorteinzelpläne übertragen worden seien. Nach Bereinigung um die
dafür vorgesehenen 104,4 Millionen € verminderten sich die Gesamtaus-
gaben im Einzelplan 08 um rund 20 Millionen €. Dabei seien die im Einzel-
plan zu erwirtschaftenden globalen Minderausgaben von etwa 32 Millionen €
nicht berücksichtigt.

Wesentliche Änderungen gegenüber dem Vorjahr ergäben sich unter ande-
rem bei folgenden Maßnahmen – er nenne dazu jeweils die Minderausga-
ben –: Marktentlastungs- und Kulturlandschaftsausgleich 20 Millionen €,
landwirtschaftliches Regionalprogramm 3 Millionen €, Entwicklungspro-
gramm Ländlicher Raum 7,5 Millionen €, Gemeinschaftsaufgabe Verbes-
serung der Agrarstruktur 7,5 Millionen € und Tierseuchenbekämpfung
3,3 Millionen €.

Ohne die 200 Stellen für Beamte auf Widerruf weise der Entwurf des Einzel-
plans 08 noch 6 377,5 Stellen für Beamte, Angestellte und Arbeiter aus. Die
Stelleneinsparungen nach § 2 Abs. 1 des Staatshaushaltsgesetzes 2002/03
seien vollzogen worden. Insgesamt habe die Zahl der Stellen gegenüber dem
Vorjahr um 50,5 abgenommen.

Zusammenfassend sei festzustellen, dass der Einzelplan 08 einen wesent-
lichen Beitrag zum Sparhaushalt 2004 geleistet habe.
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Kapitel 0801 – Ministerium

Ein Abgeordneter der SPD bemerkt, gemäß den Erläuterungen zu Titel
811 01 – Erwerb von Dienstfahrzeugen – sollten zwei Pkw mit dem Bau-
jahr 2003 ausgesondert und dafür zwei Neuwagen gekauft werden. Er fragt,
warum gewissermaßen neuwertige Dienstfahrzeuge so frühzeitig wieder er-
setzt werden sollten und weshalb sie zum anderen nicht geleast würden.

Der Minister für Ernährung und Ländlichen Raum antwortet, die Gesamt-
fahrleistung der Dienstwagen des Ministeriums sei erheblich; sein Dienst-
fahrzeug etwa komme auf rund 80 000 Kilometer pro Jahr. Dadurch seien
Kauf und Verkauf zu Sonderkonditionen günstiger als Leasing. Im Hinblick
auf den Verkaufspreis sei es optimal, die Fahrzeuge nach einem Jahr wieder
abzugeben. Eine darüber hinausgehende Nutzungsdauer würde den Verkaufs-
preis mindern.

Der Finanzminister teilt auf Nachfrage des Abgeordneten der SPD mit, in den
anderen Ressorts herrsche in diesem Zusammenhang nicht überall die gleiche
Praxis wie im Landwirtschaftsministerium. Das Finanzministerium zum Bei-
spiel beschaffe sich seine Fahrzeuge über Leasing.

Der Präsident des Rechnungshofs fügt an, nach den üblicherweise geltenden
Leasingkonditionen sei die Kilometerzahl auf 40 000 begrenzt. Für jeden 
Kilometer, der darüber hinaus gefahren werde, müsse eine Zuzahlung erfol-
gen. Insofern sei das Vorgehen des Landwirtschaftsministeriums angesichts
der hohen Fahrleistung seiner Dienstwagen sehr vernünftig.

Ein Vertreter des Ministeriums für Ernährung und Ländlichen Raum ergänzt,
bei dem letzten Dienstfahrzeug des Ministeriums, das nach einjähriger Nut-
zung ersetzt worden sei, wären gegenüber der Differenz aus Kauf- und Ver-
kaufspreis bei Leasing 3 500 € mehr aufzubringen gewesen.

Kapitel 0801 mit 13 : 7 Stimmen genehmigt.

Kapitel 0802 – Allgemeine Bewilligungen

Ein Vertreter des Ministeriums für Ernährung und Ländlichen Raum erklärt
auf Frage des Abgeordneten der SPD zu Titel 534 02 – Vergütungen für die
Verwaltung von Zuwendungen –, bei einer Prüfung sei festgestellt worden,
dass das Ministerium die Provisionssätze der L-Bank für die Abwicklung
des Entwicklungsprogramm Ländlicher Raum nicht aus dem Programm als
solchem finanzieren dürfe. Vielmehr müssten die angesprochenen Vergütun-
gen für die L-Bank gesondert etatisiert werden. Daher habe sich der Ansatz
in Titel 534 02 um rund 500 000 € erhöht.

Ziffer 1 des Antrags 08/22 wird einstimmig zugestimmt.

Der Abgeordnete der SPD weist darauf hin, dass sich damit eine Abstimmung
über den Antrag 08/1 erübrige.

Der Antrag 08/2 wird mit 12 : 8 Stimmen abgelehnt.

Eine Abgeordnete der Grünen begründet den Antrag 08/15.

Der Minister für Ernährung und Ländlichen Raum trägt vor, um die an-
stehende Agrarreform zu bewältigen, bedürfe es eines erheblichen Mittelein-
satzes auch im Bereich der Datenverarbeitung. Sein Haus könne noch mit-
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teilen, wofür die vorgesehenen Ausgaben für Informationstechnik im Einzel-
nen verwandt werden sollten.

Ein Vertreter des Ministeriums für Ernährung und Ländlichen Raum gibt auf
Frage eines Abgeordneten der CDU bekannt, das informationstechnische Ge-
samtbudget habe 2003  23,25 Millionen € umfasst, während im Jahr 2004 da-
für noch 21,37 Millionen € vorgesehen seien.

Der Antrag 08/15 wird mit 12 : 1 Stimmen bei Stimmenthaltungen im
Übrigen abgelehnt.

Der Antrag 08/3 verfällt mit 12 : 8 Stimmen der Ablehnung.

Der Abgeordnete der SPD zeigt auf, mit dem Ansatz in Titel 883 81 – Zuwei-
sungen an Gemeinden zur Durchführung von Landesgartenschauen und Pro-
jekten „Mehr Natur in unserer Gemeinde/Stadt“ – werde der Bewilligungs-
rahmen ausgeschöpft. Gemäß den Erläuterungen fielen in den Folgejahren
aber zusätzliche Teilbeträge an. Daher interessiere ihn, warum keine weiteren
Verpflichtungsermächtigungen ausgebracht würden.

Ein Vertreter des Ministeriums für Ernährung und Ländlichen Raum antwor-
tet, die Mittel für die Landesgartenschauen seien seit 2003 im Kommunalen
Investitionsfonds veranschlagt und würden daraus finanziert. Die weiteren
Raten seien also über die Verpflichtungsermächtigungen des Kommunalen
Investitionsfonds abgedeckt.

Kapitel 0802 mit den beschlossenen Änderungen mit 12 : 8 Stimmen ge-
nehmigt.

Kapitel 0803 – Ländlicher Raum, Ernährung und Landwirtschaft

Der Antrag 08/4 wird mit 13 : 7 Stimmen abgelehnt.

Ein Abgeordneter der SPD verweist zum Antrag 08/23 auf das dem Aus-
schuss vorliegende Schreiben der Landesarbeitsgemeinschaft Urlaub auf dem
Bauernhof in Baden-Württemberg vom 20. Januar 2004. Er fügt hinzu, die
SPD halte es für sehr fragwürdig, dass das Ministerium den bisherigen Zu-
schuss von 50 000 € für den Katalog „Urlaub auf dem Bauernhof“ gestrichen
habe, und wolle diesen Betrag für den angesprochenen Zweck wieder in den
Haushaltsplan einstellen.

Der Vorsitzende erwähnt, nach seiner Erinnerung sei der Tourismusbereich
auch im Einzelplanentwurf des Wirtschaftsministeriums gestärkt worden.
Von der Sache her könnte dieses Anliegen mit dem jetzt aufgerufenen Begeh-
ren in einen gemeinsamen Antrag eingehen.

Der Minister für Ernährung und Ländlichen Raum legt dar, sein Haus unter-
stütze das Angebot „Urlaub auf dem Bauernhof“ voll, da es in Bezug auf das
Einkommen landwirtschaftlicher Betriebe ein wichtiges Standbein sein könne.
62 mustergültige Betriebe hätten einmal aufgezeigt, dass sich über das in Rede
stehende Angebot ein Zusatzeinkommen von durchschnittlich 6 000 € pro Jahr
erzielen lasse. Sein Haus biete an, den aufgegriffenen Zuschuss von 50 000 €,
der im Einzelplanentwurf gestrichen worden sei, aus dem Regionalprogramm
oder aus Marketingmitteln bereitzustellen und entsprechende Möglichkeiten
noch einmal zu prüfen.

Er bejaht die Frage des Vorsitzenden, ob seine letzte Bemerkung als Zusage
zu verstehen sei, dass das Ministerium die Mittel zur Verfügung stelle und im
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Rahmen des vorhandenen Budgets nach einer Finanzierungsmöglichkeit 
suche.

Der Vorsitzende macht darauf aufmerksam, dass der Antrag 08/23 unter Be-
rücksichtigung dieser Zusage zurückgezogen werde.

Die Anträge 08/16 und 08/17 werden mit jeweils 19 : 1 Stimmen abge-
lehnt, während die Anträge 08/5 und 08/18 mit jeweils 12 : 8 Stimmen
der Ablehnung verfallen.

Eine Abgeordnete der Grünen ergänzt zur schriftlichen Begründung des An-
trags 08/19, die Verbände des ökologischen Landbaus leisteten wichtige Be-
ratungshilfen vor allem für Landwirte, die eine Umstellung auf den ökolo-
gischen Landbau planten.

Der Antrag 08/19 wird mit 19 : 1 Stimmen abgelehnt.

Ein Abgeordneter der CDU erläutert zu Ziffer 2 des Antrags 08/22, mit den
begehrten Zuschüssen zu Hagelversicherungsprämien gehe es darum, die
Wettbewerbsposition der betreffenden Branche insbesondere gegenüber den
Hauptkonkurrenten in Südtirol und Österreich zu verbessern und die be-
stehenden Wettbewerbsverzerrungen zu verringern.

Ziffer 2 des Antrags 08/22 wird mit 19 : 1 Stimmen zugestimmt.

Der Abgeordnete der SPD äußert zum Antrag 08/6, seine Fraktion fordere in
relativ geringem Umfang Zuschüsse zum Betrieb von zwei weiteren Hagel-
fliegern im Land; dabei gehe es nur um eine Teilfinanzierung. Die SPD halte
an ihrem Begehren fest, da der Einsatz eines Spezialflugzeugs zur Hagelpro-
phylaxe von Gutachterseite mehrheitlich als nützlich erachtet werde.

Ein Abgeordneter der CDU betont, das Luftfahrtbundesamt habe lediglich
einen einzigen Flugzeugtyp zugelassen, der als Hagelflieger eingesetzt wer-
den könne. Ein solches Flugzeug sei derzeit nicht auf dem Markt, wie er bei
genauen Erkundigungen erfahren habe. Bis es beschafft werden könne und
die erforderliche luftfahrtrechtliche Genehmigung vorliege, sei das Jahr 2004
vorüber. Insofern könnte der Antrag 08/6 in diesem Jahr nicht haushaltswirk-
sam werden.

Ein Abgeordneter der SPD bemerkt, es sei wichtig, die geforderten Mittel be-
reitzustellen, um die anscheinend langwierigen Beschaffungsmaßnahmen
einleiten zu können. Die SPD nehme für sich in Anspruch, sparsam und vor-
beugend zu handeln. Es sei sicher sinnvoll, auch in die Prophylaxe zu inves-
tieren. Außerdem sei dies offensichtlich kostengünstiger, als die Zuschüsse
zu Hagelversicherungsprämien zu erhöhen. Vor diesem Hintergrund er-
scheine ihm der Widerstand aufseiten der Koalition unverständlich.

Ein Abgeordneter der CDU unterstreicht, das Land habe sich am Aufwand
für die Versicherungsprämien zu beteiligen – es gehe nicht um eine Erhöhung
der entsprechenden Zuschüsse –, auch weil dabei über Jahre hinweg Vertrau-
ensschutz bestehe. Dennoch habe es in diesem Bereich massive Kürzungen
gegeben. Im Übrigen seien die Obstbauern am Bodensee gegen den Einsatz
eines Hagelfliegers.

Ein Abgeordneter der FDP/DVP bekräftigt Letzteres und fügt hinzu, mit dem
Einsatz eines Hagelfliegers ließen sich Schäden am Obst im Niederschlags-
fall nicht verhindern. Daher sei der Einsatz eines solchen Flugzeugs zum
Schutz von Obstbeständen aus fachlicher Sicht unsinnig.
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Der Minister für Ernährung und Ländlichen Raum erklärt auf Frage des Vor-
sitzenden, er betrachte es als eine wertvolle Information, dass sich derzeit
keine Hagelflieger auf dem Markt befänden.

Der Antrag 08/6 wird mit 13 : 6 Stimmen abgelehnt.

Ein Abgeordneter der SPD führt an, in Titel 686 89 – Sonstige Zuschüsse für
laufende Zwecke – seien gemäß den Erläuterungen Zuschüsse für „Innova-
tive Maßnahmen für Frauen im ländlichen Raum“ veranschlagt. Ihn interes-
siere, um welche Maßnahmen es sich dabei handle.

Ein Vertreter des Ministeriums für Ernährung und Ländlichen Raum berich-
tet, mit dem angesprochenen Programm sollten neue Erwerbsmöglichkeiten
für Frauen im ländlichen Raum geschaffen werden. Gefördert würden spe-
zielle Maßnahmen der Qualifizierung zum Beispiel als Kinderbetreuerinnen
und als Gästeführerinnen. Die Qualifizierung erstrecke sich auch auf das An-
gebot „Ferien auf dem Bauernhof“, wobei ein Teilprojekt darin bestehe,
Frauen im Hinblick auf die Bewirtung englischsprachiger Gäste zu schulen.
Gefördert würden ferner zum Beispiel Unternehmensgründungen im land-
wirtschaftsnahen Bereich.

Die Maßnahmen liefen sehr gut und würden auch von der EU als sehr erfolg-
reich eingestuft. Zu dem breit angelegten Programm sei auch eine Broschüre
erarbeitet worden, die das Ministerium gern zur Verfügung stellen könne.

Der Abgeordnete der SPD hebt hervor, die Mittel für die allgemeine Weiter-
bildung würden um 1,3 Millionen € gekürzt. Insofern frage er, wie es das Mi-
nisterium rechtfertige, dass die in Titelgruppe 94 – Weiterbildung im länd-
lichen Raum – ausgewiesene Summe um über 700 000 € höher sei als 2003.

Der Vorsitzende merkt an, früher seien die Weiterbildung im ländlichen
Raum und die allgemeine Weiterbildung in Bezug auf die Fördersätze im
Prinzip gleichgestellt worden. Ihn interessiere, ob sich die Fördermaßstäbe
inzwischen auseinander entwickelt hätten.

Der Minister für Ernährung und Ländlichen Raum bringt vor, die von dem
Abgeordneten der SPD aufgegriffene höhere Summe gehe auf die Erfüllung
der Zusage zurück, Baumaßnahmen der Heimvolkshochschule Neckarelz zu
fördern.

Der Abgeordnete der SPD zeigt auf, der Hinweis des Ministers bedeute, dass
die in Titelgruppe 94 ansonsten ausgebrachten Ansätze für die Weiterbildung
im ländlichen Raum konstant geblieben seien. Demgegenüber würden die
Mittel für die allgemeine Weiterbildung gekürzt. Er wolle wissen, warum
beide Bereiche nicht gleich behandelt würden.

Ein Vertreter des Ministeriums für Ernährung und Ländlichen Raum teilt mit,
die in Titelgruppe 94 eingestellten Mittel dienten vor allem dazu, Teilnehmer-
tage und Unterrichtseinheiten in den ländlichen Heimvolkshochschulen zu
fördern. Den Vergleichsmaßstab bilde dabei die Finanzierung der Volkshoch-
schulen, an der sich in erheblicher Weise die kommunale Seite beteilige. Bei
den Heimvolkshochschulen hingegen sei nur das Ministerium als Drittmittel-
geber vorhanden. Deshalb müsse sein Haus diese Einrichtungen stabilisieren
und habe in diesem Bereich bewusst keine Kürzungen vorgenommen.

Der Minister für Ernährung und Ländlichen Raum erwähnt, die aufgeworfe-
nen Fragen hätten ihn etwas überrascht. So habe er Aussagen gelesen, wo-
nach auch auf dem Land mehr Weiterbildung betrieben werden solle. Dazu
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gehöre jedoch, Einrichtungen wie Heimvolkshochschulen auf gewissem 
Niveau weiterzuführen.

Der Vorsitzende weist darauf hin, neu sei aber wohl, dass sich die Förder-
grundsätze im Weiterbildungsbereich insgesamt auseinander entwickelten.
Das Ministerium habe dies damit begründet, dass die allgemeine Weiterbil-
dung noch von anderen Trägern mitfinanziert werde. Er fügt an, Letzteres
gelte jedoch nicht überall.

Kapitel 0803 mit den beschlossenen Änderungen mit 12 : 8 Stimmen ge-
nehmigt.

Kapitel 0804 – Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der Agrarstruktur

Der Vorsitzende ruft die

Empfehlung des Ausschusses Ländlicher Raum und Landwirtschaft vom
12. Dezember 2003 zum Rahmenplan
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten-
schutzes“ für die Jahre 2004 bis 2007
– Drucksache 13/2660

auf.

Der Ausschuss erhebt die Empfehlung des Ausschusses Ländlicher Raum
und Landwirtschaft, von der Mitteilung der Landesregierung, Drucksache
13/2660, Kenntnis zu nehmen, ohne förmliche Abstimmung zur Be-
schlussempfehlung an das Plenum.

Die Anträge 08/7, 08/8 und 08/9 werden mit jeweils 12 : 8 Stimmen ab-
gelehnt, während der Antrag 08/10 mit 12 : 9 Stimmen der Ablehnung
verfällt.

Kapitel 0804 mit 12 : 7 Stimmen bei zwei Enthaltungen genehmigt.

Kapitel 0805 – Flurneuordnung und Landentwicklung

Die Anträge 08/20 und 08/11 werden mit jeweils 12 : 9 Stimmen abge-
lehnt.

Kapitel 0805 mit dem gleichen Stimmenverhältnis genehmigt.

Kapitel 0807 einstimmig genehmigt.

Kapitel 0809 – Landwirtschaftliche Bezirksverwaltung

Der Antrag 08/12 wird mit 12 : 7 Stimmen bei zwei Enthaltungen abge-
lehnt.

Kapitel 0809 mit 14 : 7 Stimmen genehmigt.

Kapitel 0810 mit 12 : 7 Stimmen bei zwei Enthaltungen, Kapitel 0811
und 0812 jeweils einstimmig genehmigt.
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Kapitel 0813 – Staatliches Weinbauinstitut, Versuchs- und Forschungsanstalt
für Weinbau und Weinbehandlung Freiburg

Ein Vertreter des Ministeriums für Ernährung und Ländlichen Raum antwor-
tet auf Frage eines Abgeordneten der SPD zu Titel 526 23 – Entschädigungen
für ehrenamtliche Mitglieder der Prüfungskommissionen für die Qualitäts-
prüfung bei Wein und Sekt –, die Qualitätsweinprüfung stelle eine staatliche
Aufgabe dar, die das Ministerium vor einigen Jahren insbesondere den Wein-
bauverbänden teilweise übertragen habe. Die Mittel, die in dem angesproche-
nen Titel veranschlagt seien, dienten der Abgeltung des Aufwands, der den
Weinbauverbänden für die Qualitätsweinprüfung entstehe.

Kapitel 0813 einstimmig genehmigt.

Kapitel 0814 und 0816 jeweils einstimmig, Kapitel 0818 mit 19 Jastim-
men bei 2 Enthaltungen und Kapitel 0819 einstimmig genehmigt.

Kapitel 0820 – Landesanstalt für Schweinezucht Forchheim

Ein Abgeordneter der SPD äußert, bei der Landesanstalt, die bisher hohes
Ansehen genieße, könnten angeblich keine Renovierungen mehr durchge-
führt werden. Er fragt, wie sich die Qualitätssicherung in Forchheim bis zur
geplanten Umsiedlung nach Boxberg gewährleisten lasse und ob daran ge-
dacht sei, in diesem Bereich mit Bayern und Hessen mittelfristig verstärkt zu-
sammenzuarbeiten.

Der Minister für Ernährung und Ländlichen Raum gibt bekannt, das Niveau
der Landesanstalt in Forchheim werde so weit wie möglich gehalten, um ihr
Ansehen nicht zu beschädigen. Im Übrigen sei sein Haus bemüht, die Zu-
sammenarbeit mit Bayern und Hessen aufzubauen. Über die Form der Zu-
sammenarbeit könne das Ministerium im Fachausschuss noch einmal konkret
berichten.

Kapitel 0820 einstimmig genehmigt.

Kapitel 0821 und 0822 jeweils einstimmig genehmigt.

Kapitel 0826 genehmigt.

Ein Abgeordneter der Grünen führt an, in Kapitel 0826 Titel 547 74 – Sach-
aufwand – würden über 2,5 Millionen € weniger veranschlagt als 2003. Er er-
kundigt sich danach, ob es vor dem Hintergrund nicht durchgeführter BSE-
Tests gerechtfertigt sei, die Mittel um einen solch hohen Betrag zu kürzen.

Der Minister für Ernährung und Ländlichen Raum betont, der Mittelansatz
verbleibe auf hohem Niveau und habe nichts damit zu tun, dass BSE-Tests
nicht durchgeführt worden seien. Es müsse dafür gesorgt werden, dass jeder
Betroffene das geltende Recht anwende, nach dem BSE-Tests vorzunehmen
seien.

Der Abgeordnete der Grünen entgegnet, wenn sich das Niveau auch mit
einem wesentlich niedrigeren Betrag sicherstellen lasse, könne daraus ge-
schlossen werden, dass der bisherige Ansatz zu hoch gewesen sei. Er bittet
um Auskunft, wofür das Geld verwandt worden sei.

Ein Vertreter des Ministeriums für Ernährung und Ländlichen Raum teilt auf
Frage des Vorsitzenden mit, 2003 habe sich das Ist bei der gesamten Titel-

11



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 13 / 2808

gruppe 74 – Bekämpfung der Tollwut, der Varroatose, sonstiger Tierseuchen
und übertragbarer Tierkrankheiten – auf 8,1 Millionen € belaufen.

Kapitel 0827 einstimmig genehmigt.

Kapitel 0829 – Naturschutz und Landschaftspflege

Ein Abgeordneter der SPD fragt zu Titel 685 01 – Zuschuss an den Natur-
schutzfonds –, ob dem Landwirtschaftsministerium die anlässlich der Bera-
tung der Denkschrift 2003 des Rechnungshofs vom Finanzausschuss hin-
sichtlich der Bezuschussung der Stiftung Naturschutzfonds verabschiedete
Beschlussempfehlung an das Plenum bekannt sei und wie der entsprechende
Landtagsbeschluss bei Titel 685 01 umgesetzt werden solle.

Ein Vertreter des Ministeriums für Ernährung und Ländlichen Raum antwor-
tet, das Ministerium für Ernährung und Ländlichen Raum habe sein Anliegen
vor dem Finanzausschuss vertreten. Die Zusage durch das Ministerium, das
Finanzmanagement der nicht abgeflossenen Gelder in den Bereichen Pflege
und Renaturierung mit dem Finanzministerium zu klären, werde selbstver-
ständlich eingehalten. Denn wenn über das Finanzmanagement des Finanz-
ministeriums bessere Konditionen zu erhalten seien, werde das Landwirt-
schaftsministerium gern die Erträge aus Ausgleichsabgaben zur Bewirtschaf-
tung an das Finanzministerium geben, damit die Stiftung Naturschutzfonds
von den höheren Zinsen, die das Finanzministerium möglicherweise be-
komme, profitieren könne.

Ein Abgeordneter der CDU wirft ein, der Finanzausschuss habe etwas ande-
res intendiert, nämlich ein inneres Darlehen.

Der Abgeordnete der SPD fragt, wie der Rechnungshof den derzeitigen Stand
der Umsetzung des Landtagsbeschlusses zu dem angesprochenen Denk-
schriftbeitrag beurteile.

Der Vizepräsident des Rechnungshofs erwidert, der Beschluss des Finanzaus-
schusses habe darauf abgezielt, Flexibilisierungsmöglichkeiten auszuschöp-
fen. Zum Stand des Vollzugs dieses Beschlusses durch das MLR könne der
Rechnungshof derzeit noch keine Aussagen treffen.

Ein Abgeordneter der SPD fragt, weshalb die Zuschüsse in Titel 686 91A –
Zuschüsse an Sonstige für Landschaftspflege und Extensivierung – von Jahr
zu Jahr steigen würden und wem diese Mittel zugute kämen.

Ein Vertreter des Ministeriums für Ernährung und Ländlichen Raum teilt
dazu mit, von 2001 bis 2002 sei aus haushaltstechnischen Gründen die Haus-
haltssystematik geändert worden. Der Istbetrag von 0,0 € im Jahr 2001 sei
darauf zurückzuführen, dass es diesen Titel im Jahr 2001 noch nicht gegeben
habe. Er vermute, dass dieser Posten seinerzeit in Titel 685 91, der inzwi-
schen entfallen sei, enthalten gewesen sei.

Der Abgeordnete der SPD erläutert, er wolle wissen, wer der Empfänger der
seit dem Jahr 2002 jährlich steigenden Zuschüsse sei und ob es sich dabei um
Landwirte oder um Vertragspartner im Bereich der Landschaftspflege handle.

Ein Vertreter des Ministeriums für Ernährung und Ländlichen Raum antwor-
tet, die Zuschüsse in Titel 686 91A würden aufgrund der FFH-Richtlinie für
landschaftspflegerische Maßnahmen und für Ausgleichsleistungen gezahlt.
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Der Abgeordnete der SPD wendet ein, mit dieser Aussage sei noch nicht er-
klärt, warum die Zuschüsse von 2003 auf 2004 um 1 Million € steigen soll-
ten.

Der Vorsitzende bittet darum, die Frage zu beantworten, wie sich die Steige-
rungsraten der Zuschüsse begründeten und an welche Adressatengruppen die
Zuschüsse gezahlt würden.

Der Minister für Ernährung und Ländlichen Raum verweist auf die FFH-
Richtlinie, in deren Rahmen die Beträge zu zahlen seien.

Der Abgeordnete der SPD antwortet, es gehe ihm um die Frage, wer die kon-
kreten Adressaten dieser Zuschüsse seien.

Der Minister für Ernährung und Ländlichen Raum verdeutlicht, die FFH-
Richtlinie betreffe landwirtschaftliche Nutzflächen und Waldflächen. Es gehe
mithin um Flächen überall dort, wo Bestand und Entwicklung zu sichern
seien. Da die Ansprüche auf Ausgleichsleistungen in den nächsten Jahren
noch steigen würden, müsse sein Haus Sorge dafür tragen, den damit verbun-
denen Verpflichtungen auch in Zukunft nachkommen zu können.

Der Abgeordnete der SPD fragt, wie sich bei den Empfängern der Zuschüsse
aus Titel 686 91A das Verhältnis zwischen Landwirten und anderen Zu-
schussberechtigten darstelle.

Ein Vertreter des Ministeriums für Ernährung und Ländlichen Raum verweist
auf die Erläuterungen zu Titel 686 91A und erklärt, den größten Anteil der
Zuschüsse machten die in Ziffer 2 der Erläuterungen genannten Ausgleichs-
leistungen für landwirtschaftliche Nutzungsbeschränkungen aus. Empfänger
der Zuschüsse aus Titelgruppe 91A seien also vor allem Landwirte, denen
aufgrund der FFH-Richtlinie Nutzungsbeschränkungen auferlegt worden
seien.

Der Abgeordnete der SPD gibt zu bedenken, diese Information gehe aus den
im Titel 686 91A enthaltenen Beträgen nicht hervor.

Der Vorsitzende bittet darum, eventuelle weitere Nachfragen nach der Sit-
zung in schriftlicher Form an das Ministerium zu richten, da es sich hier nicht
um einen Antrag, sondern um reine Informationsfragen handle.

Kapitel 0829 wird einstimmig genehmigt.

Kapitel 0831 – Allgemeine Bewilligungen der Landesforstverwaltung

Ein Abgeordneter der CDU fragt den Finanzminister, weshalb der Zuschuss
in Titel 893 72, der eine reine Freiwilligkeitsleistung sei, angesichts der der-
zeitigen Haushaltssituation nicht gekürzt werden solle.

Der Finanzminister antwortet, da das Parlament selbst das Königsrecht der
Entscheidung über die Haushaltsmittel ausübe, müsse diese Frage an die
Fraktionen gerichtet werden.

Der Vorsitzende wendet ein, die Aufstellung des Haushalts sei nicht das 
Königsrecht des Parlaments, sondern obliege dem Finanzminister.

Der Finanzminister führt aus, offenbar sei die Aufrechterhaltung der Zu-
schüsse für notwendig gehalten und den Fraktionen deshalb vorgeschlagen
worden. Ob die Zuschüsse aufrechterhalten würden, sei eine Frage der poli-
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tischen Gestaltung. Bei der nächsten Haushaltsaufstellung könne über dieses
Thema erneut diskutiert werden.

Der Abgeordnete der CDU betont noch einmal den Freiwilligkeitscharakter
der Zuschussleistung und kündigt an, er werde das Thema im Auge behalten.

Ein weiterer Abgeordneter der CDU weist darauf hin, die Tatsache, dass bei
Titel 893 72 keine Kürzung vorgenommen werde, bringe die Prioritätenset-
zung für das Haushaltsjahr 2004 klar zum Ausdruck.

Antrag 08/13 wird mit 12 : 7 Stimmen bei zwei Enthaltungen abgelehnt.

Antrag 08/21 wird mit 12 : 9 Stimmen abgelehnt.

Kapitel 0831 mit 12 : 9 Stimmen genehmigt.

Kapitel 0832 mit 14 : 7 Stimmen genehmigt.

Kapitel 0833 – Forstämter

Ein Abgeordneter der CDU fragt in Zusammenhang mit Antrag 08/14 zu Ti-
tel 125 51, wie hoch der Holzerlös aus dem Staatswald des Landes im Jahr
2003 gewesen sei.

Der Minister für Ernährung und Ländlichen Raum antwortet, der Holzerlös
für das Jahr 2003 betrage 110 529 000 €. Er fügt hinzu, der Antrag 08/14, mit
dem eine Steigerung des veranschlagten Erlöses um 10 Millionen € begehrt
werde, sei im Hinblick auf die aktuelle Situation am Holzmarkt völlig unrea-
listisch.

Der Abgeordnete der CDU wirft ein, mithin erweise sich bereits der Haus-
haltsansatz für das Jahr 2004 mit 130 Millionen € als unrealistisch.

Der Minister für Ernährung und Ländlichen Raum erklärt zur Begründung
dieses Haushaltsansatzes, obwohl er die Politik der derzeitigen Bundesregie-
rung keinesfalls überschätze, sei ihm doch der Glaube an eine bessere Kon-
junkturentwicklung noch nicht ganz abhanden gekommen.

Der Antrag 08/14 wird mit 12 : 9 Stimmen abgelehnt.

Ein Abgeordneter der SPD fragt in Zusammenhang mit Titel 125 53 – Ein-
nahmen aus Jagd und Fischerei (Selbstverwaltung) – nach der Höhe der Ein-
nahmen im Jahr 2003.

Außerdem wolle er wissen, ob der Empfehlung des Rechnungshofs in seinem
Beitrag Nummer 15 der Denkschrift von 1999, Flächen, die das Land hinzu-
gepachtet habe, wieder abzugeben, nachgekommen werde. Er erläuterte, es
stehe immer wieder die Frage im Raum, ob die Verpachtung weiterer Anteile
von Regiejagdflächen zu Mehreinnahmen für das Land führen könnte. Der
Landesrechnungshof habe dies in dem genannten Denkschriftbeitrag mit dem
Hinweis, dass die Möglichkeit einer besseren Bejagung zugleich positive
Auswirkungen auf Einsparungen im Bereich Wiederaufforstung und Wald-
pflege habe, zwar verneint. Gleichzeitig habe der Rechnungshof jedoch eine
Reihe von Vorschlägen für eine Kostensenkung der Regiejagd gemacht. Da-
bei sei auch eine kritische Überprüfung von zur Abrundung von Jagdbezirken
getätigten Flächenangliederungen empfohlen worden.
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Ein Vertreter des Ministeriums für Ernährung und Ländlichen Raum trägt
vor, für die Verpachtung von Jagdflächen sei im Jahr 2003 ein Ergebnis von
rund 2,641 Millionen € erzielt worden. Der Verpachtungsanteil betrage 34 %
der Gesamt-Regiejagdfläche; damit nehme Baden-Württemberg im Bundes-
vergleich eine Spitzenposition bei der Verpachtung von Staatswaldfläche ein.

Der Abgeordnete der SPD fragt nach, ob die in der Denkschrift 1999 gegebe-
nen Empfehlungen des Rechnungshofs umgesetzt worden seien.

Der Vertreter des Ministeriums für Ernährung und Ländlichen Raum bejaht
dies.

Ein Abgeordneter der SPD fragt zu Titel 812 71 – Erwerb von Maschinen,
Geräten u. dgl. – um welche Art von Maschinen es sich handle, die für einen
Betrag, der mit 1,03 Millionen € dem Vorjahresansatz entspreche, ange-
schafft werden sollten. Denn das Ministerium habe mitgeteilt, der Maschi-
nenpark sei inzwischen, so wörtlich, „auf dem neuesten Stand“. Zudem
werde ein Teil der Waldarbeiten privatwirtschaftlich vergeben. Ihm sei des-
halb nicht einsichtig, weshalb im Jahr 2004 noch einmal Mittel in gleicher
Höhe wie im Vorjahr vorgesehen seien.

Der Landesforstpräsident legt dar, mit diesen Mitteln würden überwiegend
gebrauchte Maschinen beschafft, die der Arbeitssicherheit der Waldarbeiter
dienten. Ein Teil der Aufgaben, der rund 30 % der gesamtbetrieblichen Auf-
wendungen entspreche, werde an Unternehmen vergeben. Dies diene der Er-
haltung der betrieblichen Flexibilität.

Der Abgeordnete der SPD erklärt, die Ausführungen des Landesforstpräsi-
dent stellten ihn zwar nicht zufrieden, er nehme sie jedoch zur Kenntnis.

Kapitel 0833 mit 14 :7 Stimmen genehmigt.

Kapitel 0834 – Forstliche Bildungszentren

Kapitel 0834 einstimmig genehmigt.

Kapitel 0835 – Forstliche Versuchs- und Forschungsanstalt

Kapitel 0835 einstimmig genehmigt.

Ein Abgeordneter der CDU fragt abschließend nach dem Bestand des Forst-
grundstocks und nach den damit zusammenhängenden Verpflichtungen zum
1. Januar 2004.

Der Minister für Ernährung und Ländlichen Raum gibt die Auskunft, 4 Mil-
lionen € seien nicht durch Verpflichtungen gebunden.

Ein Vertreter des Ministeriums für Ernährung und Ländlichen Raum erläutert,
zum 31. Dezember 2003 habe es einen Kassenbestand von 10,4 Millionen €
gegeben. Darin enthalten seien Rückstellungen in Höhe von 1,362 Millionen €
für die Rücknahme militärischer Liegenschaften, für den Erwerb landwirt-
schaftlicher Flächen zur Aufforstung als Ausgleichsmaßnahme für den 
S-Bahnhof in Vaihingen-Enz in Höhe von 511 292 €, für den Einbau von Holz-
schnitzelheizungen in Forstgebäuden in Höhe von 204 000 €, für verschiedene
Baumaßnahmen, unter anderem den Stützpunkt St. Peter, in Höhe von
506 000 € und für den Rückkauf von Waldflächen im Bereich Südbaden, zu
dem sich das Land verpflichtet habe, in Höhe von 185 000 €. Für die Abfüh-
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rung an den Landeshaushalt seien 2 Millionen € zurückgestellt, für Sanie-
rungsmaßnahmen 1 Million €, und für das Naturschutzzentrum Maulbronn
seien vorsorglich 664 000 € zurückgestellt worden. Somit ergebe sich aktuell
ein verfügbarer Bestand von ca. 4 Millionen €.

Der Vorsitzende weist darauf hin, dass der Finanzausschuss zusammen mit
den Einzelplänen jeweils auch die entsprechenden Stellenpläne und Stellen-
übersichten gebilligt habe.

27. 01. 2004

Kleinmann
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